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Sechzigste Tagung 
Tagesordnungspunkt 108 

Resolution der Generalversammlung 

[auf Grund des Berichts des Sechsten Ausschusses (A/60/519)] 

60/43.  Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terrorismus 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen, 

 unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünfzigsten Jahrestags der Vereinten 
Nationen1, 

 sowie unter Hinweis auf die Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen2, 

 ferner unter Hinweis auf das Ergebnisdokument des Weltgipfels 2005 und insbeson-
dere den Abschnitt über Terrorismus3 bekräftigend, 

 unter Hinweis auf die in der Anlage zur Resolution 49/60 vom 9. Dezember 1994 der 
Generalversammlung enthaltene Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des interna-
tionalen Terrorismus sowie die in der Anlage zur Resolution 51/210 vom 17. Dezember 
1996 enthaltene Zusatzerklärung zu der Erklärung von 1994 über Maßnahmen zur Beseiti-
gung des internationalen Terrorismus, 

 sowie unter Hinweis auf alle Resolutionen der Generalversammlung über Maßnahmen 
zur Beseitigung des internationalen Terrorismus und alle Resolutionen des Sicherheitsrats 
über Bedrohungen des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit durch terroristische 
Handlungen, 

 überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversammlung als universales Organ 
mit entsprechender Zuständigkeit sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus befasst, 

 zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor terroristische Handlungen 
verübt werden, 

_______________ 
1 Siehe Resolution 50/6. 
2 Siehe Resolution 55/2. 
3 Siehe Resolution 60/1. 
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 erneut nachdrücklich die abscheulichen Terrorakte verurteilend, die zu ungeheuren 
Verlusten an Menschenleben, Zerstörungen und Sachschäden geführt haben, namentlich 
diejenigen, auf die die Generalversammlung mit der Verabschiedung ihrer Resolution 56/1 
vom 12. September 2001 und der Sicherheitsrat mit der Verabschiedung seiner Resolutionen 
1368 (2001) vom 12. September 2001, 1373 (2001) vom 28. September 2001 und 1377 
(2001) vom 12. November 2001 reagiert haben, sowie diejenigen, die seit der Verabschie-
dung der letztgenannten Resolution verübt wurden, 

 unter Hinweis auf die nachdrückliche Verurteilung des grauenhaften und gezielten 
Anschlags auf das Hauptquartier der Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak am 
19. August 2003 in Bagdad, wie sie in ihrer Resolution 57/338 vom 15. September 2003 
und in der Resolution 1502 (2003) des Sicherheitsrats vom 26. August 2003 zum Ausdruck 
gebracht wurde, 

 bekräftigend, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die sie zur 
Bekämpfung des Terrorismus ergreifen, mit allen ihren Verpflichtungen nach dem Völker-
recht im Einklang steht, und dass sie diese Maßnahmen im Einklang mit dem Völkerrecht, 
insbesondere den internationalen Menschenrechten, dem Flüchtlingsvölkerrecht und dem 
humanitären Völkerrecht, ergreifen müssen, 

 betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusammenarbeit zwischen Staaten 
und zwischen internationalen Organisationen und Einrichtungen, regionalen Organisationen 
und Abmachungen und den Vereinten Nationen weiter zu stärken, um den Terrorismus in al-
len seinen Arten und Erscheinungsformen, gleichviel wo und von wem er begangen wird, 
zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Einklang mit den Grundsätzen der Charta, 
des Völkerrechts und der einschlägigen internationalen Übereinkünfte, 

 Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss des Sicherheitsrats nach Resolu-
tion 1373 (2001) betreffend die Bekämpfung des Terrorismus dabei zukommt, die Durch-
führung der genannten Resolution zu überwachen, namentlich die Ergreifung der erforderli-
chen finanziellen, rechtlichen und technischen Maßnahmen durch die Staaten und die Rati-
fikation oder Annahme der einschlägigen internationalen Übereinkünfte und Protokolle, 

 eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Nationen und der zuständigen 
Sonderorganisationen bei der Bekämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, so-
wie der Vorschläge des Generalsekretärs im Hinblick auf die Stärkung der diesbezüglichen 
Rolle der Organisation, 

 sowie eingedenk der unbedingten Notwendigkeit, die internationale, regionale und 
subregionale Zusammenarbeit zu stärken, um so die Kapazitäten der einzelnen Staaten zur 
Verhütung und wirksamen Bekämpfung des internationalen Terrorismus in allen seinen Ar-
ten und Erscheinungsformen auszubauen, 

 mit der erneuten Aufforderung an die Staaten, den Anwendungsbereich der bestehen-
den völkerrechtlichen Bestimmungen über die Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des 
Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen dringend zu überprüfen, um si-
cherzustellen, dass es einen umfassenden rechtlichen Rahmen gibt, der alle Aspekte der 
Frage erfasst, 

 betonend, dass Toleranz und der Dialog zwischen den Kulturen sowie eine verstärkte 
interreligiöse und interkulturelle Verständigung zu den wichtigsten Faktoren gehören, wenn 
es darum geht, die Zusammenarbeit und den Erfolg bei der Bekämpfung des Terrorismus zu 
fördern, und die verschiedenen diesbezüglichen Initiativen begrüßend, 

 erneut erklärend, dass eine terroristische Handlung unter keinen Umständen gerecht-
fertigt werden kann, 



 A/RES/60/43 

 3

 unter Hinweis auf die Resolution 1624 (2005) des Sicherheitsrats vom 14. September 
2005 und eingedenk dessen, dass die Staaten sicherstellen müssen, dass jede Maßnahme, die 
sie zur Bekämpfung des Terrorismus ergreifen, mit ihren Verpflichtungen nach dem Völker-
recht im Einklang steht, insbesondere mit den internationalen Menschenrechtsnormen, dem 
Flüchtlingsvölkerrecht und dem humanitären Völkerrecht, 

 Kenntnis nehmend von dem am 25. Februar 2003 in Kuala Lumpur verabschiedeten 
Schlussdokument der dreizehnten Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtge-
bundenen Länder4, in dem die gemeinsame Position der Bewegung der nichtgebundenen 
Länder zum Terrorismus wiederholt und die vorherige Initiative der vom 29. August bis 
3. September 1998 in Durban (Südafrika) abgehaltenen zwölften Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs der nichtgebundenen Länder5 bekräftigt wurde, mit der zur Einberufung 
einer internationalen Gipfelkonferenz unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen 
zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsamer Antwortmaßnahmen der internationalen Ge-
meinschaft auf den Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen aufgerufen 
wurde, sowie von anderen einschlägigen Initiativen, 

 eingedenk der jüngsten Entwicklungen und Initiativen auf internationaler, regionaler 
und subregionaler Ebene zur Verhütung und Bekämpfung des internationalen Terrorismus, 

 Kenntnis nehmend von den regionalen Anstrengungen zur Verhütung, Bekämpfung 
und Beseitigung des Terrorismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen, gleichviel 
wo und von wem er begangen wird, die auf regionaler Ebene, insbesondere durch die Aus-
arbeitung und Einhaltung regionaler Übereinkünfte, unternommen werden, 

 unter Hinweis auf ihren in den Resolutionen 54/110 vom 9. Dezember 1999, 55/158 
vom 12. Dezember 2000, 56/88 vom 12. Dezember 2001, 57/27 vom 19. November 2002, 
58/81 vom 9. Dezember 2003 und 59/46 vom 2. Dezember 2004 gefassten Beschluss, dass 
sich der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolution 51/210 der Generalversammlung vom 17. De-
zember 1996 mit der Frage der Einberufung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsamer Ant-
wortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen Ar-
ten und Erscheinungsformen befassen und sie auf seiner Tagesordnung belassen soll, 

 im Bewusstsein ihrer Resolutionen 57/219 vom 18. Dezember 2002, 58/187 vom 
22. Dezember 2003 und 59/191 vom 20. Dezember 2004, 

 nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs6, des Berichts des Ad-hoc-Ausschus-
ses nach Resolution 51/2107 und des Berichts der Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses 
nach Resolution 59/468, 

 1. verurteilt nachdrücklich alle Handlungen, Methoden und Praktiken des Terro-
rismus in allen seinen Arten und Erscheinungsformen, gleichviel wo und von wem sie be-
gangen werden, als kriminell und nicht zu rechtfertigen; 

 2. erklärt erneut, dass kriminelle Handlungen, die dazu gedacht oder darauf ange-
legt sind, die breite Öffentlichkeit, einen bestimmten Personenkreis oder bestimmte Perso-
nen zu politischen Zwecken in Terror zu versetzen, unter keinen Umständen zu rechtfertigen 

_______________ 
4 A/57/759-S/2003/332, Anlage I. 
5 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I, Ziffern 149-162. 
6 A/60/228 und Add.1. Siehe auch A/60/164. 
7 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Sechzigste Tagung, Beilage 37 (A/60/37). 
8 A/C.6/60/L.6. 
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sind, gleichviel welche politischen, weltanschaulichen, ideologischen, rassischen, ethni-
schen, religiösen oder sonstigen Erwägungen zu ihrer Rechtfertigung geltend gemacht wer-
den; 

 3. fordert alle Staaten erneut auf, im Einklang mit der Charta der Vereinten Natio-
nen und den entsprechenden Bestimmungen des Völkerrechts, einschließlich der internatio-
nalen Menschenrechtsnormen, weitere Maßnahmen zu beschließen, um Terrorismus zu ver-
hüten und die internationale Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terrorismus zu stär-
ken, und zu diesem Zweck insbesondere die Ergreifung der in Ziffer 3 a) bis f) ihrer Resolu-
tion 51/210 dargelegten Maßnahmen zu erwägen; 

 4. fordert alle Staaten außerdem erneut auf, im Hinblick auf die effizientere Um-
setzung der einschlägigen Rechtsinstrumente nach Bedarf und soweit angezeigt verstärkt In-
formationen über Tatsachen im Zusammenhang mit dem Terrorismus auszutauschen und 
dabei die Verbreitung ungenauer oder nicht nachgeprüfter Informationen zu vermeiden; 

 5. fordert die Staaten erneut auf, terroristische Aktivitäten weder zu finanzieren, zu 
begünstigen, dafür auszubilden noch auf andere Weise zu unterstützen; 

 6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen, dass ihre Staatsangehöri-
gen oder andere Personen und Einrichtungen in ihrem Hoheitsgebiet, die vorsätzlich Gelder 
zu Gunsten von Personen oder Institutionen bereitstellen oder sammeln, die terroristische 
Handlungen begehen oder zu begehen versuchen, sich an deren Begehung beteiligen oder 
diese erleichtern, mit Strafen belegt werden, die der Schwere dieser Taten entsprechen; 

 7. erinnert die Staaten daran, dass sie nach den einschlägigen internationalen 
Übereinkünften und Protokollen sowie den Resolutionen des Sicherheitsrats, namentlich 
Resolution 1373 (2001), verpflichtet sind, sicherzustellen, dass die Urheber terroristischer 
Handlungen vor Gericht gestellt werden; 

 8. erklärt erneut, dass die internationale Zusammenarbeit sowie die Maßnahmen 
der Staaten zur Bekämpfung des Terrorismus im Einklang mit den Grundsätzen der Charta, 
dem Völkerrecht und den einschlägigen internationalen Übereinkünften stehen sollen; 

 9. begrüßt es, dass das Internationale Übereinkommen zur Bekämpfung nuklear-
terroristischer Handlungen9 verabschiedet und zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, nimmt 
Kenntnis von der Verabschiedung der Änderung des Übereinkommens über den physischen 
Schutz von Kernmaterial10, des Protokolls von 2005 zum Übereinkommen zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt11 und des Protokolls 
von 2005 zum Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit 
fester Plattformen, die sich auf dem Festlandsockel befinden12, und legt allen Staaten ein-
dringlich nahe, mit Vorrang zu erwägen, Vertragsparteien dieser Rechtsinstrumente zu wer-
den; 

 10. legt allen Staaten, die noch nicht Vertragspartei der in Ziffer 6 der Resolution 
51/210 der Generalversammlung genannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle 

_______________ 
9 Resolution 59/290, Anlage. 
10 Am 8. Juli 2005 von der Konferenz zur Prüfung vorgeschlagener Änderungen des Übereinkommens über 
den physischen Schutz von Kernmaterial verabschiedet. 
11 Am 14. Oktober 2005 von der Diplomatischen Konferenz zur Änderung der Verträge zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen verabschiedet (LEG/CONF.15/21). 
12 Am 14. Oktober 2005 von der Diplomatischen Konferenz zur Änderung der Verträge zur Bekämpfung 
widerrechtlicher Handlungen verabschiedet (LEG/CONF.15/22). 
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sowie des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung terroristischer Bombenan-
schläge13, des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung der Finanzierung des Ter-
rorismus14 und des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearterroristischer 
Handlungen geworden sind, eindringlich nahe, dies mit Vorrang und im Einklang mit den 
Resolutionen des Sicherheitsrats 1373 (2001) sowie 1566 (2004) vom 8. Oktober 2004 zu 
erwägen, und fordert alle Staaten auf, nach Bedarf diejenigen innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften zu erlassen, die zur Umsetzung der Bestimmungen dieser Übereinkünfte und Pro-
tokolle erforderlich sind, sicherzustellen, dass die Zuständigkeit ihrer Gerichte es ihnen er-
möglicht, die Urheber terroristischer Handlungen vor Gericht zu stellen, und zu diesem 
Zweck mit anderen Staaten und zuständigen internationalen und regionalen Organisationen 
zusammenzuarbeiten und ihnen Unterstützung und Hilfe zu gewähren; 

 11. legt den Staaten eindringlich nahe, mit dem Generalsekretär, miteinander sowie 
mit interessierten zwischenstaatlichen Organisationen zusammenzuarbeiten, um sicherzu-
stellen, gegebenenfalls im Rahmen der bestehenden Mandate, dass den Staaten, die Hilfe 
benötigen und beantragen, um Vertragsparteien der in Ziffer 10 genannten Übereinkünfte 
und Protokolle zu werden und diese durchzuführen, technische und sonstige sachverständi-
ge Beratung zuteil wird; 

 12. stellt mit Dank und Befriedigung fest, dass in Übereinstimmung mit der Auffor-
derung in Ziffer 9 der Resolution 59/46 eine Reihe von Staaten Vertragsparteien der dort 
genannten einschlägigen Übereinkünfte und Protokolle geworden sind, in Verwirklichung 
des Ziels einer breiteren Annahme und Durchführung dieser Übereinkünfte; 

 13. bekräftigt die Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus sowie die Zusatzerklärung zu der Erklärung von 1994 über Maßnahmen zur 
Beseitigung des internationalen Terrorismus und fordert alle Staaten auf, sie umzusetzen; 

 14. fordert alle Staaten auf, zusammenzuarbeiten, um terroristische Handlungen zu 
verhüten und zu bekämpfen; 

 15. fordert alle Staaten und den Generalsekretär nachdrücklich auf, bei ihren An-
strengungen zur Verhütung des internationalen Terrorismus den bestmöglichen Nutzen aus 
den bestehenden Institutionen der Vereinten Nationen zu ziehen; 

 16. ersucht die Unterabteilung Terrorismusverhütung des Büros der Vereinten Na-
tionen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung in Wien, weitere Anstrengungen zu unter-
nehmen, um kraft ihres Mandats die Kapazitäten der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der 
Terrorismusverhütung auszubauen, und erkennt im Zusammenhang mit Resolution 1373 
(2001) des Sicherheitsrats die Rolle an, die ihm dabei zufällt, den Staaten behilflich zu sein, 
Vertragsparteien der einschlägigen internationalen Übereinkünfte und Protokolle betreffend 
den Terrorismus, einschließlich des Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung nu-
klearterroristischer Handlungen zu werden und diese durchzuführen, und die Mechanismen 
der internationalen Zusammenarbeit in Strafsachen im Zusammenhang mit dem Terrorismus 
zu stärken, so auch durch den Aufbau nationaler Kapazitäten; 

 17. begrüßt es, dass das Sekretariat im Rahmen der United Nations Legislative Se-
ries (Gesetzessammlung der Vereinten Nationen) den zweiten Band der National Laws and 
Regulations on the Prevention and Suppression of International Terrorism15 (Innerstaatliche 
Gesetze und sonstige Rechtsvorschriften zur Verhütung und Bekämpfung des interna-

_______________ 
13 Resolution 52/164, Anlage. 
14 Resolution 54/109, Anlage. 
15 ST/LEG/SER.B/23 und 24. 
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tionalen Terrorismus) veröffentlicht hat, der von der Abteilung Kodifizierung des Sekretari-
ats-Bereichs Rechtsangelegenheiten gemäß Ziffer 10 b) der Erklärung über Maßnahmen zur 
Beseitigung des internationalen Terrorismus zusammengestellt wurde; 

 18. bittet die regionalen zwischenstaatlichen Organisationen, dem Generalsekretär 
Informationen über die von ihnen auf regionaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Besei-
tigung des internationalen Terrorismus sowie über die von diesen Organisationen abgehalte-
nen zwischenstaatlichen Tagungen vorzulegen; 

 19. ersucht den Generalsekretär, Vorschläge zu unterbreiten, die darauf gerichtet 
sind, das System der Vereinten Nationen verstärkt in die Lage zu versetzen, die Staaten bei 
der Bekämpfung des Terrorismus zu unterstützen, und die Koordinierung der diesbezügli-
chen Maßnahmen der Vereinten Nationen zu verbessern; 

 20. nimmt Kenntnis von den Fortschritten, die bei der Ausarbeitung des Entwurfs 
eines umfassenden Übereinkommens über den internationalen Terrorismus auf den Tagun-
gen des Ad-hoc-Ausschusses nach Resolution 51/210 der Generalversammlung vom 
17. Dezember 1996 und der Arbeitsgruppe des Sechsten Ausschusses nach Resolution 59/46 
der Generalversammlung erzielt wurden, und begrüßt die fortgesetzten Bemühungen zu die-
sem Zweck;  

 21. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss die Erarbeitung des Entwurfs eines um-
fassenden Übereinkommens über den internationalen Terrorismus beschleunigt fortsetzen 
und die mit Resolution 54/110 der Generalversammlung auf seine Tagesordnung gesetzte 
Frage der Einberufung einer Konferenz auf hoher Ebene unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen weiter erörtern wird; 

 22. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss vom 27. Februar bis 3. März 
2006 tagen wird, um das in Ziffer 21 genannte Mandat zu erfüllen;  

 23. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss auch weiterhin die erfor-
derlichen Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, damit er seine Arbeit wahrnehmen kann; 

 24. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalversammlung auf ihrer sechzigsten 
Tagung Bericht zu erstatten, sofern der Entwurf eines umfassenden Übereinkommens über 
den internationalen Terrorismus fertiggestellt wird; 

 25. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss außerdem, der Generalversammlung auf ihrer 
einundsechzigsten Tagung über den Stand der Erfüllung seines Mandats Bericht zu erstat-
ten; 

 26. erwartet mit Interesse die Vorlage eines von dem Generalsekretär aktualisierten 
umfassenden Verzeichnisses der Antwortmaßnahmen des Sekretariats gegenüber dem Terro-
rismus im Rahmen seines Berichts über Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus; 

 27. beschließt, den Punkt "Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Terro-
rismus" in die vorläufige Tagesordnung ihrer einundsechzigsten Tagung aufzunehmen. 

61. Plenarsitzung 
8. Dezember 2005 

 


